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Friedhofssatzung

Marktes Wolnzach

In der Fassung vom 20. 07. 2023



l. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich
Der Markt errichtet und unterhält die folgenden Einrichtungen für das Bestattungswesen als öffentliche

Einrichtungen:

a) den FriedhofWolnzach und Geroldshausen
b) das Leichenhaus und Aussegnungshalle Wolnzach und Geroldshausen.

§ 2 Friedhofszweck
Der Friedhof dient insbesondere der würdigen Bestattung der Einwohner des Marktes Wolnzach

innerhalb des jeweiligen Friedhofsbezirks, sowie derjenigen Personen, die ein Grabnutzungsrecht
besitzen.

§ 3 Bestattungsanspruch
(1) Auf dem Friedhof werden beigesetzt

a) die Verstorbenen, die bei ihrem Ableben in den jeweiligen Friedhofsbezirken ihren Wohnsitz
hatten,

b) die Verstorbenen, die ein Nutzungsrecht an einem belegungsfähigen Grab besitzen, und ihre
Familienangehörigen (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV),

c) die im Gemeindegebiet Verstorbenen oder tot Aufgefundenen, wenn eine ordnungsgemäße
Bestattung anderweitig nicht sichergestellt ist,

d) Tot- und Fehlgeburten im Sinne des Art. 6 des BestG.
(2) Die Bestattung anderer als der in Abs. 1 genannten Personen bedarf auf Antrag der besonderen
Erlaubnis der Fried hofsverwaltung im Einzelfall.

§ 4 Friedhofsverwaltung
Der Friedhof wird vom Markt verwaltet und beaufsichtigt. Der Belegungsplan wird vom Markt

Wolnzach so geführt, dass jederzeit festgestellt werden kann, wann mit wem jedes Grab belegt wurde,
wer der Grabnutzungsberechtigte ist und für welchen Zeitraum das Nutzungsrecht erworben wurde.

§ 5 Schließung und Entwidmung
(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können im öffentlichen Interesse ganz oder

teilweise geschlossen oder entwidmet werden. Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer
Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung verliert der Friedhof seine Eigenschaft als
öffentliche" Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der Schließung, so werden keine
Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt.

(2) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die Entwidmung sind jeweils öffentlich
bekannt zu machen.

(3) Der Markt kann die Schließung verfügen, wenn keine Rechte auf Bestattung entgegenstehen,
durch Einigung mit den Grabnutzungsberechtigten vorzeitig aufgelöst wurden oder zur Abwehr von
Gefahren für die öffentliche Sicherheit aufgehoben worden sind. Der Markt kann die Entwidmung
verfügen, soweit keine Rechte auf Bestattung entgegenstehen und alle Ruhefristen abgelaufen sind.

(4) Soweit zur Schließung oder Entwidmung Nutzungsrechte im Einvernehmen mit dem Berechtigten
abgelöst werden sollen 'oder aufgehoben worden sind sind unter ersatzweiser Einräumung
entsprechender Rechte auch Umbettungen ohne Kosten für den Nutzungsberechtigten möglich.

(5) Im Übrigen gilt Art. 11 BestG.

II. Ordnungsvorschriften

§ 6 Öffnungszeiten

(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den
Besucherverkehr geöffnet. Diese Zeiten sind wie folgt:
Januar - März von 7.00 Uhr bis 19. 00 Uhr

April bis September von 7.00 Uhr bis 21.00 Uhr
Oktober - Dezember von 7.00 Uhr bis 19.00 Uhr



(GUV) kennen und beachten. Eine entsprechende Erklärung übei_ die Erfüllung der vorstehenden
Anforderungen durch den Antragsteller in Bezug auf die jeweilige Dienstleistung ist dem Antrag auf
Zulassung ebenso beizufügen wie ein Nachweis über den Abschluss einer Haftpflichtversicherung, die
Schäden nach Abs. 8 abdeckt.

(3) Der Antragsteller erhält einen Zulassungsbescheid, der auch als Ausweis für die Berechtigung zur
Vornähme der" Arbeiten (Berechtigungsschein) gilt und dem Friedhofspersonal auf Verlangen
vorzuzeigen ist. Der Berechtigungsschein ist widerruflich, er kann von Bedingungen abhängig gemacht
oder mit Auflagen verbunden werden. Wer ohne Berechtigungsschein im Friedhof arbeitet, kann
vorbehaltlich weiterer Maßnahmen des Friedhofs verwiesen werden.

(4) Über den Antrag entscheidet der Markt innerhalb einer Frist von drei Monaten. Hat der Markt nicht
innerhalb der festgelegten Frist von drei Monaten entschieden, gilt die Zulassung als erteilt.

(5) Gärtner und sonstige Gewerbetreibende haben die Ausübung ihrer gewerbsmäßigen Tätigkeit
dem Markt anzuzeigen. Die Anzeige hat mindestens eine Woche vor Aufnahme der Tätigkeit schriftlich
zu erfolgen. Die "Ausübung der gewerbsmäßigen Tätigkeit kann versagt werden, wenn die
ordnungsgemäße Ausführung nicht gewährleistet ist oder wenn trotz Abmahnung mehrfach gegen die
Friedhcrfssatzung oder Anordnung der Friedhofsverwaltung verstoßen wird. Ein einmaliger
schwerwiegender Verstoß ist ausreichend.

(6) Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, die im Inland
nur vorübergehend tätig'sind, haben die Aufnahme ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Abs. 1
bis 5 sind nicht anwendbar.

(7) Die Vorschriften des Verfahrens über einen einheitlichen Ansprechpartner und über die Möglichkeit
der elektronischen Abwicklung des Verfahrens nach dem Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetz
sind anwendbar (Art. 6 und 8 DLRL; Art. 71 a bis 71 e BayVwVfG).

(8) Die gewerblich Tätigen haften für alle Schäden, die sie oder ihre Gehilfen im Zusammenhang mit
ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

(9) Die Friedhofswege dürfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung (Antrag nach § 7 Abs. 4) mit
den'für die Ausführung der Arbeiten oder für den Transport von Arbeitsmitteln erforderlichen
Fahrzeugen befahren werden. Die zulässige Höchstgeschwindigkeit im Friedhofsbereich betragt
Schrimempo. Bei anhaltendem Tau- oder Regenwetter kann die Friedhofsverwaltung das Befahren der
Friedhofswege mit Fahrzeugen untersagen.

III. Grabstätten und Grabmale

§ 9 Grabstätten

(1) Die Grabstätten stehen im Eigentum des Marktes Wolnzach. An ihnen können Rechte nur nach
dieser Satzung erworben werden.

(2) Die Anlage der Grabstätten richtet sich nach dem Belegungsplan, der bei der Fried hofsverwaltung
innerhalb der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen werden kann.

§ lOGrabarten

(1) Gräber im Sinne dieser Satzung sind
a) Reihengräber
b) Wahlgräber
c) Urnengräber
d) Heckengräber
e) innenliegende Abteilungsgräber
f) außenliegende Abteilungsgräber
g) Mauergräber
h) Kindergräber
i) Wall- oder Nischengräber
j) Urnenruhegemeinschaften

(hierzu müssen Verträge mit TBF Treuhandgeseltschaft bayerischer Friedhofsgärtner mbH und
den in Vertrag stehenden Gärtnern separat geschlossen werden)

k) Grabstätten für Sternenkinder



beanspruchen, wenn der Nutzungsberechtigte zugunsten dieses Angehörigen schriftlich auf das
Grabnutzungsrecht verzichtet hat.

(2) Nach dem Tode des Nutzungsberechtigten kann derjenige die Umschreibung eines laufenden
Grabnutzungsrechtes auf seinen Namen beanspruchen, dem es vom Nutzungsberechtigten in einer
letztwilligen, " rechtsgültigen Verfügung zugewendet wurde. Bei einer Verfügung zu Gunsten mehrerer
Personen hat die erstgenannte Person Vorrang. Stirbt der Nutzungsberechtigte ohne eine Verfügung
hinterlassen zu haben, so kann das Nutzungsrecht auf Antrag auf die in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV
genannten bestattungspflichtigen Personen übertragen werden. Innerhalb der Reihenfolge des § 1 Abs.
1 Satz 2 Nr. 1 BestV hat bei gleichrangigen Personen die ältere Person Vorrecht vor der jüngeren.
Haben Vorberechtigte innerhalb von sechs Monaten keinen Antrag auf Übertragung des
Nutzungsrechts gestellt, so wird das Nutzungsrecht auf Antrag einer nachberechtigten Person
verliehen. Stimmen alle Vorberechtigten zu, so kann das Nutzungsrecht auch in begründeten
Einzelfällen auf einen dem Verstorbenen nahestehenden Dritten (z. B. Lebensgefährten oder Stiefkind)
übertragen werden.

(3) Über die Umschreibung erhält der neue Grabnutzungsberechtigte eine Urkunde (Graburkunde).
(4) Der Anspruch auf Übertragung des Nutzungsrechts erlischt, wenn alle Berechtigten die

Übernahme ablehnen oder es kein Berechtigter innerhalb eines Jahres seit Beisetzung des
verstorbenen Nutzungsberechtigten übernimmt. In diesem Fall kann die Grabstätte während der
Ruhefrist zur Betreuung an Personen überlassen werden, die zu dem Bestatteten eine persönliche
Verbindung hatten.

§15 Pflege und Instandhaltung der Gräber
(1) Jede Grabstätte ist nach einer Bestattung, sobald die Setzung des Erdreichs abgeschlossen ist

und es die Witterungsverhältnisse erlauben, unter Beachtung der allgemeinen Gestattungsgrundsätze
würdig herzurichten, gärtnerisch anzulegen und in diesem Zustand zu erhalten.

(2) Bei allen Grabstätten sind der Nutzungsberechtigte oder -sofern dieser verstorben ist - die in §
14 Abs. 2 genannten Personen zur ordnungsgemäßen Anlage, Pflege und Instandhaltung des Grabes
verpflichtet.

(3) Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst Verpflichteten (siehe § 14 Abs. 2) seiner
Verpflichtung nicht nach, kann ihn die Fried hofsverwaltung unter Fristsetzung auffordern, den
ordnungsgemäßen Zustand herzustellen. Nach Ablauf der Frist können zur Herbeiführung des
ordnungsgemäßen Zustandes erforderliche Maßnahmen auf Kosten des Verpflichteten getroffen
werden (Ersatzvomahme, § 30).

§ 16 Gärtnerische Gestaltung der Gräber
(1) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete Gewächse zu verwenden, welche die

benachbarten Gräber und Anpflanzungen nicht beeinträchtigen. Die Höhe und Form der Grabhügel und
die Art ihrer Gestaltung sind dem Gesamtbild des Friedhofs, dem besonderen Charakter des
Friedhofsteils und der unmittelbaren Umgebung anzupassen.

(2) Anpflanzungen aller Art neben den Gräbern werden ausschließlich vom Markt ausgeführt. In
besonderen Fällen können Ausnahmen vom Markt zugelassen werden, wenn benachbarte Gräber nicht
beeinträchtigt werden.

(3) Bei Sternenkindergrabstätten dürfen kleine, selbst beschriftete Steine, Blumenschmuck oder
sonstige Ausstattungen angebracht werden. Anpflanzungen in diesem Bereich sind nicht gestattet.

(4) Das Anpflanzen hochgewachsener Gehölze (Zwergsträucher, Strauch- oder baumartige Pflanzen,
Bäume) auf den Gräbern bedarf der Erlaubnis der Friedhofverwaltung.

(5) Alle gepflanzten Gehölze gehen entschädigungslos in die Verfügungsbefugnis des Marktes über
wenn sie vom Nutzungsberechtigten nach Ablauf der Ruhefrist oder des Nutzungsrechts nicht
abgeräumt worden sind. Der Schnitt und die Beseitigung zu stark wachsenden oder absterbenden
Bäumen und Sträucher kann angeordnet werden. Wird die notwendige Maßnahme nicht innerhalb der
hierfür dem Nutzungsberechtigten gesetzten Frist durchgeführt, so werden die Arbeiten von der
Friedhofsverwaltung auf seine Kosten durchgeführt (Ersatzvornahme, § 30).

(6) Verwelkte Blume und verdorrte Kränze sind von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür
vorgesehenen Plätzen abzulegen.

§ 17 Erlaubnisvorbehalt für Grabmale und bauliche Anlagen
(1) Die Errichtung von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen oder deren Änderung bedarf -

unbeschadet sonstiger Vorschriften - der Erlaubnis des Marktes. Der Markt ist berechtigt, soweit das



d) Kindergräber
Länge
Breite

1,00m
0, 50m

Die Beetgröße im FriedhofWolnzach, alter Teil und Erweiterungsteil 1946 sowie im Gemeindefriedhof
Geroldshausen darf folgende Abmessung einschließlich Grabeinfassung nicht überschreiten:

einstellige Gräber-
Länge
Breite

1,60m
1,00 m bis 1, 10m

zweistellige Gräber:
Länge
Breite

1, 60m
1, 50m

Friedhof Geroldshausen:

einstellige Gräber:
Länge ab Hinterkante Fundament
Breite

2, 10m
1,00 m bis 1, 10 m

zweistellige Gräber:
Länge
Breite

2, 10m
1,80m

Bei mehrstelligen Gräbern erweitert sich die Breite je Stelle um 0, 50m. Bei Neuanlegung muss man
sich an den Nachbargräbern anpassen.

Im FriedhofWolnzach, Erweiterungsteil 1980, Abteilung XII Reihe 51 -55, 57-63 wird von Grabmitte
zu Grabmitte 1,20 m Abstand gemessen.

Die Beetgröße im Friedhof Wotnzach, Erweiterungsteil 1980 darf in nachfolgende Abteilungen nicht
überschritten werden.

In Abteilung X (Heckengräber)
Länge

Breite

1,60m
1,50m

In Abteilung Xl Nr. 9 und 10
Länge
Breite

1,90m
1,50m

In Abteilung Xl Nr. 1 und 8
Länge
Breite

1,60m
1, 50m

In Abteilung XII (Watlgräber)
entlang des breiten Weges
Länge 1,90m
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(5) Nach Ablauf der Ruhefrist und des Nutzungsrechts sind die Grabmale nach einer entsprechenden
Aufforderung des Marktes durch den vorher Nutzungsberechtigten oder den nach § 14 Abs. 2
Verpflichteten innerhalb von drei Monaten zu entfernen. Die Grabstätten sind einzuebnen. Kommt der
Nutzungsberechtigte oder der sonst Verpflichtete seiner Verpflichtung nicht nach, kann ̂ ihn die
Friedhofsverwaltung unter erneuter Fristsetzung auffordern. den ordnungsgemäßer Zustand
herzustellen. Nach" Ablauf der Frist können zur Herbeiführung des ordnungsgemäßen Zustandes
erforderliche Maßnahmen auf Kosten des vormals Nutzungsberechtigten oder sonst Verpflichteten
getroffen werden (Ersatzvomahme, § 30). Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der
Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst Verpflichteten nicht bekannt, ergeht eine befristete öffentliche
Aufforderung. Nach Ablauf dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte auf Kosten
des Nutzungsberechtigten oder eines Verpflichteten abzuräumen und einzuebnen Grabmale,
Einfriedungen und sonstiger Grabschmuck gehen infolge der Eigentumsaufgabe durch den vormals
Nutzungsberechtigten in das Eigentum des Fried hofsträgers über.

(6) Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche die als
besondere Eigenart des Friedhofs aus früheren Zeiten gelten, unterstehen dem besonderen Schutz des
Marktes. Die~'Entfemung oder Änderung solcher Anlagen auch nach Ablauf der Ruhefrist und des
Grabnutzungsrechts bedarf der besonderen Erlaubnis des Marktes.

IV. Bestattungsvorschriften

§ 21 Leichenhaus

(1) Das Leichenhaus dient der Aufbewahrung der Leichen, bis sie bestattet oder überfuhrt werden
und zur Aufbewahrung von Aschenresten feuerbestatteter Verstorbener bis zur Beisetzung im Friedhof.
Es darf nur mit Erlaubnis der Fried hofsverwaltung und in Begleitung eines Vertreters des
Friedhofspersonals betreten werden.2

(2) Die Verstorbenen werden im Leichenhaus aufgebahrt. Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen
oder sonstigen Bedenken bestehen, können die Hinterbliebenen die Verstorbenen wahrend der
festgesetzten Zeiten sehen. Die Bestattungspflichtigen (§ 15 BestV) entscheiden, ob die Aufbahrung im
offenen oder geschlossenen Sarg erfolgt. Wird darüber keine Bestimmung getroffen, bleibt der Sarg
geschlossen. Dies gilt auch bei entsprechender Anordnung des Amts- oder Leichenschauarztes.

(3) Für die Beschaffenheit von Särgen, Sargausstattungen, Urnen und für die Bekleidung von Leichen
gelten die Vorschriften des § 30 BestV.

§ 22 Leichenhausbenutzungszwang
(1) Jede Leiche ist spätestens am Tag vor der Bestattung in das gemeindliche Leichenhaus zu

verbringen.

(2) Dies gilt nicht, wenn
a)der Tod in einer Anstalt (z. B. Krankenhaus, Klinik, Alten- baw. Pflegeheim u a. ) eingetreten ist

und dort ein geeigneter Raum für die Aufbewahrung der Leiche vorhanden ist,
b)die Leiche zum Zwecke der Überführung an einen auswärtigen Bestattungsort freigegeben und

innerhalb einer Frist von 24 Stunden überführt wird,

c) die Leiche in einem privaten Krematorium verbrannt werden soll und sichergestellt ist, dass die
Voraussetzungen des § 17 BestV vom Träger der Bestattungsanlage geprüft werden.

d)es sich um Sternenkinder (vgl. § 10 Abs. 5) handelt.
§ 23 Leichentransport

Zur Beförderung von Leichen im Marktgebiet sind Leichenwagen zu benutzen. Die Beförderung der
Leichen hat durch ein geeignetes Bestattungsunternehmen zu erfolgen. Für die Anforderungen an die
Sargbeschaffenheit und das Bestattungsfahrzeug gelten die §§ 12 und 13 BestV.

§ 24 Leichenbesorgung
Das Reinigen, Ankleiden und Einsargen der Leichen hat durch einen geeigneten Bestatter zu erfolgen.
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§ 32 Zuwiderhandlungen
Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO i. V. mit § 17 OWiG kann mit Geldbuße von mindestens fünf Euro und

höchstens eintausend Euro belegt werden wer:
a)den Vorschriften über den Benutzungszwang zuwiderhandelt,
b)die erforderliche Erlaubnis des Marktes nicht einholt,
c) die erstmalige Anlage, Pflege und Instandhaltung der Grabstätten nach den §§ 15 bis 20 nicht

satzungsgemäß vornimmt,
d)sich entgegen den Bestimmungen dieser Satzung nicht ruhig und der Würde des Ortes entsprechend

verhält oder die festgelegten Verbote missachtet.
§ 33 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01. 10.2023 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Bestattungssatzung des Marktes Wolnzach sowie die Grabmal- und

Grabpflegeordnung zur Bestattungssatzung vom 28. 08. 1980 außer Kraft.

rkt Wolnzach, 20.07. 2023

-.äfcl
achold

1. Bürgermeister


